
Stadt Zürich: öV und VBZ am Limit

Fahrpersonal mit starkem Signal
Weit über 1000 VBZ-Angestellte haben sie un-
terschrieben. Die «Petition für faire Arbeits-
bedingungen». Innert sieben Wochen gesam-
melt. Von einer Handvoll Aktivist*innen. Am  
8. Juli haben sie ihre Forderungen an den Stadt- 
rat übergeben.
Sie wollen erstens, dass die VBZ beim Pilotver-
such für eine 35-Stunden-Woche der Stadt Zü-
rich mitmacht und dabei mithilft herauszufin-
den, welche positive Wirkung auf Gesundheit 
und Produktivität sich messen lässt. Sie wollen 
zweitens, dass sie zwischen zwei Dienstteilen 
nicht länger als 90 Minuten Pause machen 
müssen, damit sich 12-, 13- oder 14-stündige 
Präsenzzeiten vermeiden lassen. Und sie wol-
len drittens generell keine Gratis-Arbeit mehr 
leisten müssen und verlangen Transparenz bei 
den Verhandlungen um die neue Betriebliche 
Vereinbarung, die nötig werden, weil der Zür-
cher Verkehrsverbund (ZVV) den Rahmen-GAV 
als Qualitätsmerkmal und Schutz vor Sozial- 
und Lohndumping nie anerkannt hat und dieser 
entsprechend per Ende 2025 ersatzlos gekün-
digt wurde.
Die Betriebliche Vereinbarung sollte in der Ver-
gangenheit die Anwendung der Bestimmungen 
des Rahmen-GAV sowie des Personalrechts der 
Stadt Zürich für die Mitarbeitenden der Ver-
kehrsbetriebe Zürich (VBZ) sicherstellen und 
war 2014 zusammen mit dem Rahmen-GAV ein-
geführt worden. Dieser sollte zur Anwendung 
kommen, wenn der ZVV Transportaufträge ver-
gibt. Leider ohne Erfolg.
Letzten Herbst hatten die Aktivistinnen und Ak-
tivisten beim ZVV in Oerlikon symbolisch den 
GAV geschreddert und «Respäkt fürs öV-Perso-
nal» eingefordert. ZVV-Direktor Dominik Brüh-
wiler hatte sich auf den Standpunkt gestellt, 
er könne nichts machen. In der Verantwortung 
stünden die Transportunternehmen, das Per-
sonal sei beim ZVV an der falschen Adresse, 
es müsse sich an seine Anstellungsinstanzen 
wenden, wenn es Verbesserungen vorschlagen 
wolle.

Über 1000 VBZ-Trampilotinnen, Busfahrer, In-
standhalter und Schichtdienst leistende Mit-
arbeitende wenden sich jetzt an ihren Stadtrat 
Baumer und fordern mehr Mut, Engagement 
und Einsatz im Bemühen um die Verbesserung 
ihrer Arbeitsbedingungen. Die freiwillige Teil-
nahme an der Studie zum geplanten 35-Stun-
den-Schichtarbeit-Pilotversuch bietet schon 
lange die Gelegenheit dazu.
Sie erwarten bis Ende August vom Stadtrat eine 
konstruktive Antwort auf ihre Petition und Aus-
sicht auf bessere Arbeitsbedingungen. Denn 
die Betriebliche Vereinbarung ist nur noch bis 
Ende 2027 gültig und muss in den kommenden 
Monaten neu verhandelt werden. Die im VPOD 
organisierten Mitarbeitenden streben nach wie 
vor die 35-Stunden-Woche für Schichtarbeit an 
und sehen mit dem Wegfall des Rahmen-GAV 
keinen Grund zur Erneuerung und Wahrung der 
Friedenspflicht gegenüber dem Kanton oder der 
Stadt Zürich.
� Duri Beer, Regionalsekretariat VPOD Zürich
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i n f o r m a t i o n e n

Stadt Zürich: Teilrevision Personalrecht

Luft nach oben
Die ersten Reaktionen lassen tief blicken. Die 
geplante Modernisierung des Zürcher Perso-
nalrechts stösst auf viel Kritik. Nicht nur aus-
serhalb der Stadt Zürich. Am 18. August lädt 
der VPOD Zürich zur Debatte. Bis Ende August 
können Verbände, Dienstabteilungen usw. An-
träge einreichen.
30 % mehr Lohn für Stadträtinnen und oberste 
Kader – die vor 25 Jahren an der Urne durch-
gesetzte Lohnobergrenze soll fallen. Stadträte 
und oberste Kader sollen neu Fr. 296 000.– ver-

dienen können. Dafür würden sie sich bei den 
zusätzlichen externen Mandatsentschädigun-
gen ausserhalb ihrer Arbeitszeit auf jährlich Fr. 
20 000.– beschränken. Allein dieser Vorschlag 
hat derart hohe Wellen geworfen, dass dabei 
die übrigen, wesentlichen Änderungsvorschlä-
ge untergegangen sind:
n	 Erhöhung des Ferienanspruchs auf mindes-

tens fünf Wochen pro Jahr;
n	 Umwandlung von vier der bisher sechs 

Betriebsferientage in reguläre Ferientage;
n	 zusätzlicher Ferientag für Mitarbeitende;
n	 Entlastungstage für Schichtarbeitende 

bereits ab dem 50. statt erst ab dem 
55. ­Altersjahr;

n	 Erhöhung der Nacht-, Sonntags- und 
Feiertagszulagen um 10 %;

n	 Einführung eines einheitlichen Modells zum 
Ferienkauf von bis zu zwei zusätzlichen 
Ferienwochen gegen entsprechende Lohn
reduktion

Agenda Dienstag, 18. August, 18 Uhr
Moderne Stadt Zürich? Revision PR.
Zürich, VPOD-Sekretariat

Dienstag, 25. August, 19 Uhr
Vorstand VPOD Zürich
Zürich, VPOD-Sekretariat

Mittwoch, 2. September
Pensionierte VPOD Zürich
Zürich, Volkshaus (Blauer Saal)

Dienstag, 8. September, 19 Uhr
Neumitglieder-Apéro
Zürich, VPOD-Sekretariat

Mittwoch, 9. September, 18 Uhr
How to strike? Crashkurs
Zürich, VPOD-Sekretariat

Sonntag, 20. September, 10 Uhr
Lauf gegen Rassismus
Zürich, Bäckeranlage

Danke für deine Solidarität. Deine Mitglied-
schaft. Dein Engagement. Deine Arbeit.

Auch 2026 erhältst du eine «Prämie», wenn du 
ein VPOD-Neumitglied gewinnst.
Es lohnt sich:
https://zuerich.vpod.ch/mitmachen/service/ 

Hitze und Gesundheitsschutz

Zu heissssss !
Zu heiss für einen kühlen Kopf beim Job? Bei 
Hitze kannst du deine ohnehin belastende Ar-
beit in den Gesundheitsbetrieben, in Heimen, 
Horten und Kitas, in den Schulen, im öffentli-
chen Verkehr, in den industriellen Werken und 
den Verwaltungen nur mit grosser Zusatzan-
strengung professionell ausführen. Das zerrt 
an den Nerven und der Konzentration. Das ist 
weder gut für deine Gesundheit noch für die 
Sicherheit deiner Dienstleistung. Wehre dich 
mit Kolleg*innen für einen zumutbaren Ar-
beitsplatz!
Es existiert kein gesetzlicher Grenzwert für 
zumutbare Hitze und kein Recht auf hitzefrei.
Ausser du bist schwanger oder stillst. Dann 
darfst du die Arbeit verlassen, falls die Raum-
temperatur an deinem Arbeitsplatz über 28 
Grad steigt (Art. 8 Mutterschutzverordnung) 
und keine wirksamen Massnahmen diese 
Hitze reduzieren oder du keinen kühleren Er-
satzarbeitsplatz erhältst. Temperaturen über 
28 °C gelten für dich als beschwerlich oder gar 
gefährlich. Für alle andern gilt: Dein Arbeit-
geber ist verpflichtet, deine Gesundheit als 
Arbeitnehmer*in zu schützen (Fürsorgepflicht) 
und deine Arbeitsbedingungen erträglich zu 
gestalten. Du musst zwar während Hitzeperi-
oden in Räumen ohne Kühlung temporär auch 
höhere Temperaturen tolerieren. Aber wehre 
dich, wenn es unerträglich wird und/oder die 
Arbeitsqualität und -sicherheit leiden könnte 
(Haftungsfragen).

Dein Arbeitgeber tut nicht genug?
Wenn du dieser Meinung bist, schliesse dich 
mit Kolleg*innen zusammen und rede mit ihm. 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, dich/euch in 

Sachen Gesundheitsschutz zur Mitwirkung 
heranzuziehen. Es ist auch dein/euer Recht, 
den VPOD als Unterstützung beizuziehen, das 
rät sogar das Seco (Bundesamt für Arbeit). 
Wenn alles nichts nützt, können wir uns ans 
Arbeitsinspektorat wenden und/oder Aktionen 
veranstalten, die dem Arbeitgeber statt dir ein-
heizen.
Du kannst deinen Arbeitgeber nicht zwingen, 
Klimaanlagen zu betreiben. Was nicht heisst, 
dass er es nicht trotzdem tun soll, falls seine 
sonstigen Massnahmen zu wenig nützen. Die 
unökologischen CO2-Emissionen lassen sich 
mit erneuerbaren Energien beschränken oder 
andernorts einsparen.

Nägel mit Köpfen!
Miss die Temperatur (und möglichst auch die 
Luftfeuchtigkeit) an deinem Arbeitsplatz über 
einige Tage hinweg (Tabelle Ort/Zeit/Tempera-
tur). Was gemessen ist, lässt sich weniger leicht 
beiseite wischen. Teile die Messung mit uns, wir 
beraten dich fürs weitere Vorgehen.
Ihr Mitarbeitende im öffentlichen Dienst tut al-
les, um euren Betrieb am Laufen zu halten. Es 
ist das Mindeste, dass euer Arbeitsplatz, wo 
immer möglich, auf eine zumutbare Temperatur 
gekühlt ist.
PS: Das Bundesamt für Arbeit Seco empfiehlt 
für sitzende(!) Tätigkeit Raumtemperaturen von 
maximal 28 °C.
� Stephanie Fuchs, Regionalsekretärin VPOD Zürich
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Am frühen Morgen in der Garage Hardau. Jede Unterschrift 
zählt.

Montag, 21. September, 19 Uhr
Vorstand VPOD Zürich
Zürich, VPOD-Sekretariat

Mittwoch, 28. Oktober, 18 Uhr
How to strike? Crashkurs
Zürich, VPOD-Sekretariat

Kommentar zur ZVV-Rechnung 2025

Blick aufs Wesentliche
Jedes Jahr dasselbe Schulterklopfen: Neuer Re-
kord! 687 Millionen Fahrgäste – ein Zwölftel der 
Weltbevölkerung – hat der Zürcher Verkehrsver-
bund (ZVV) befördert. 2,6 % mehr als im Vorjahr. 
Trotz gestiegener Preise. Den Kostendeckungs-
grad auf national unerreichte 65,2 % (Landes-
durchschnitt etwa 50 %) geschraubt. Ritualisiert 

ist auch der Hinweis im Presse-Communiqué auf 
das Defizit von 400 Mio. Franken, obwohl wie je-
des Jahr tiefer als budgetiert und um 5 % geringer 
als im Vorjahr. 
Kein Hinweis auf das Risiko, dass jede/jeder 
Dritte Mitarbeitende bis 2035 pensioniert wird. 
Kein Plan. Keine Aussichten auf Investitionen 
in das Schichtpersonal. Das dauerhaft gesund 
im Beruf bleiben soll. Stattdessen solche in die 
Infrastruktur, die künftig einen 24/7-Betrieb er-
möglichen soll.
Verloren hat der ZVV im vergangenen Jahr – auch 
dem Trend entsprechend – an treuen Kundinnen 
und Kunden, die ein Jahresabonnement lösen 
(–1 %) und an persönlichem Kundenkontakt, 
weil er mittlerweile Verkaufsstellen geschlossen 
hat und entsprechend 80 % der Tickets digital 
verkauft.
Aber der Blick auf die Bilanz und Rechnung des 
ZVV 2025 zeigt auch Erfreuliches: Investitionen 
in das Schichtpersonal sind finanzierbar. Die 
Festlegung der 35-Stunden-Woche für Schicht-
arbeit würde weniger kosten als die Differenz 
zwischen Rechnung und Budget ausweist (8,5 
Mio. Franken). Die Abwesenheitstage würden 
sich innert kurzer Zeit massiv reduzieren, die 
Produktivität gesteigert. Wer das nicht sieht, 
verkennt das Wesentliche. Und wird zum Toten-
gräber des öffentlichen Verkehrs.
� Duri Beer

Der VPOD Zürich lädt am Dienstag, 18. August, 
zur Diskussion. Dabei stellen wir die Vorlage 
(STRB Nr. 1713/2026) kurz vor und führen die 
Debatte. Alle Mitglieder sind aufgerufen, die 
Vorlage am Arbeitsplatz zu diskutieren und Ak-
tivitäten zu entwickeln, die es dem VPOD Zürich 
ermöglichen, Ende August eine substanzielle 
Stellungnahme mit begründeten Anträgen 
einzureichen. Sind die vorgesehenen Verbes-
serungen für Schicht-, Pikett- und Nachtar-
beit ausreichend? Welche Verbesserungen 
fehlen aus deiner Sicht? Und aus jener deiner 
Kolleg*innen. Mach’ unbedingt mit, nutze dein 
Mitspracherecht!
� Duri Beer, Regionalsekretariat VPOD Zürich

Moderne Stadt Zürich ? 
Personalrecht im Wandel.
Dienstag, 18. August 2026, 18 Uhr
Zürich, VPOD-Sekretariat, Saal (5. Stock)
Anmeldung bis 17. August (info@vpod-zh.ch)

mailto:info%40vpod-zh.ch?subject=
http://www.zuerich.vpod.ch


Schweizerischer Gewerkschaftsbund (SGB)

Bundesgericht schützt Mindestlöhne 
Das Bundesgericht hat entschieden: Die Städ-
te Zürich und Winterthur dürfen Mindestlöhne 
einführen. Damit bestätigt das höchste Ge-
richt der Schweiz erstmals ausdrücklich, dass 
nicht nur Kantone, sondern auch Gemeinden 
Mindestlöhne erlassen dürfen, als sozialpoli-
tische Massnahme gegen Armut trotz Arbeit. 
Die Beschwerden der Arbeitgeberverbände 
wurden vollumfänglich abgewiesen.
Für die Arbeitnehmenden in Zürich und Win-
terthur ist das ein längst überfälliger Erfolg. 
Bereits 2023 haben die Stimmberechtigten 
die Mindestlöhne mit 70 beziehungsweise  
66 % Ja-Stimmen beschlossen. Seither haben 
die Arbeitgeberverbände versucht, deren Ein-

führung auf dem Rechtsweg zu verhindern. Da-
mit ist nun Schluss! Rund 20 000 Beschäftigte 
werden künftig von höheren Löhnen profitie-
ren.
Der Entscheid hat Signalwirkung für die gan-
ze Schweiz. Nach dem Grundsatzentscheid zu 
den kantonalen Mindestlöhnen bestätigt das 
Bundesgericht nun erstmals auch die Kompe-
tenz der Gemeinden. Das Urteil stärkt den Fö-
deralismus und die Gemeindeautonomie. Umso 
stossender ist die sogenannte Ettlin-Vorlage, 
über die das Bundesparlament in neun Ta-
gen abschliessend entscheidet. Während das 
Bundesgericht die Zuständigkeit der Kantone 
und Gemeinden bestätigt, will die bürgerliche 
Mehrheit in Bern genau diese Kompetenzen 
aushebeln.
Was an der Urne beschlossen und vom Bun-
desgericht geschützt wird, darf nicht im 
Bundeshaus abgeschafft werden. Der heuti-
ge Entscheid ist eine klare Botschaft an das 
Parlament: Der Rechtsstaat funktioniert. Die 
Rechtslage ist geklärt. Jetzt ist es an Bundes-
bern, den Volkswillen, den Föderalismus und 
die Gemeindeautonomie zu respektieren. Der 
SGB wird sich mit aller Kraft dafür einsetzen, 
dass die Ettlin-Vorlage in der Schlussabstim-
mung vom 19. Juni scheitert. Sollte die Parla-
mentsmehrheit dennoch an ihrem Angriff auf 
die Mindestlöhne festhalten, steht das Refe-
rendum bereit. Damit können die Mindestlöh-
ne in Zürich und Winterthur in Kraft treten und 
tausende Arbeitnehmende von höheren Löhnen 
profitieren. Gleichzeitig ist sichergestellt, dass 
über diesen Angriff auf Mindestlöhne, Födera-
lismus und direkte Demokratie am Ende die 
Stimmbevölkerung entscheidet.
� Schweizerischer Gewerkschaftsbund (SGB)

AOZ: GAV-Revision

Schlussspurt 
Seit letztem Herbst liefen die Verhandlungen 
um die Revision des GAV bei der Asylorgani-
sation Zürich zwischen AOZ und dem VPOD 
Zürich. Das Verhandlungsergebnis lässt sich 
sehen.
Eine Dreier-Delegation des VPOD Zürich hat 
sich seit den Herbstferien darum bemüht, Ver-
besserungen im GAV der AOZ vorzuschlagen 
und Einigkeit mit dem Verhandlungspartner 
zu erzielen. Letztlich müssen beide Parteien 
von ihren Aufsichtsgremien bzw. Mitarbeiterin-
nen und Mitgliedern grünes Licht erhalten. Im 
VPOD sind der Regional- und Landesvorstand 
zuständig. Das Verfahren zur Genehmigung ist 
hängig.
Nach intensiven Verhandlungen konnte ein 
ausgewogener sozialpartnerschaftlicher Kom-
promiss erzielt werden. Auch wenn nicht sämt-
liche Forderungen des VPOD umgesetzt werden 
konnten, ist es gelungen, wesentliche Verbes-
serungen für die Mitarbeitenden zu erreichen 
und gleichzeitig zentrale Schutzbestimmungen 
langfristig zu sichern. Zu den wichtigsten Er-
gebnissen gehören insbesondere:

Arbeitsbedingungen
n	 Einführung eines Mobilitätsbeitrags für die 

Mitarbeitenden;

n	 Beibehaltung des städtischen Lohnsystems 
als Grundlage der Lohnfestsetzung;

n	 klare Regelungen zur Lohnfortzahlung bei 
Krankheit und Unfall;

n	 Präzisierungen bei der Funktionsentwicklung 
sowie bei den Anforderungen an notwendige 
Ausbildungen.

Mitbestimmung und Sozialpartnerschaft
n	 Einführung einer Paritätischen Kommission 

(PaKo) als dauerhaftes sozialpartnerschaft-
liches Organ;

n	 Schaffung eines Solidaritätsfonds.

Rechtliche Präzisierungen
n	 klarere Regelungen zu wirtschaftlich oder 

betrieblich bedingten Kündigungen;
n	 verbesserte und transparenter ausgestaltete 

Abfindungsregelungen;
n	 eigenständige und transparente Regelungen 

für die Bereiche Medios, Future Kids, Fachbe-
reich Bildung sowie Stundenlohnangestellte 
im Fachbereich Gesellschaftliche Integration 
(FGI);

n	 zahlreiche rechtliche Präzisierungen, welche 
die Rechtssicherheit für beide Vertragspartei-
en wesentlich erhöhen.

� Duri Beer und Richard Ernst, VPOD Zürich

 Jung und Alt gemeinsam . . .

. . . gegen Altersdiskriminierung 
Die VASOS, der Dachverband Aktiver Seniorinnen- und Seniorenorganisationen hat kürzlich ge-
meinsam mit der Schweizerischen Arbeitsgemeinschaft der Jugendverbände SAJV 25 770 Unter-
schriften gegen Altersdiskriminierung an Bund und Parlament übergeben. Unterstützt wird die 
Petition von 32 Organisationen sowie von 46 namhaften Persönlichkeiten aus Wissenschaft und 
Politik. 
Die generationenübergreifende Allianz macht deutlich: Altersdiskriminierung betrifft Jung und 
Alt. Benachteiligungen zeigen sich unter anderem im Arbeitsmarkt, bei der Wohnungssuche, im 
Versicherungswesen, im digitalen Raum sowie in der Gesundheitsversorgung. 
Die Schweiz muss ihrer verfassungsmässigen Verpflichtung nachkommen und das Verbot der 
Diskriminierung aufgrund des Alters umsetzen. 
Die Botschaft der VASOS und der SAJV lautet: Der Schutz vor Diskriminierung ist ein Grundrecht 
und darf nicht vom Lebensalter abhängen. 

VPOD Lehrberufe

Schulen stärken
Im September entscheidet die Zürcher Stimm-
bevölkerung über eine wichtige Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen von Lehr- und Fach-
personen. Dabei geht es nicht um einen Lohn- 
bonus, sondern um die Anerkennung von Ar-
beit, die seit Jahren selbstverständlich geleis-
tet wird – oft unbezahlt. 
Gute Schulen brauchen Zeit für Vorbereitung, 
Zusammenarbeit und die Begleitung von Kin-
dern. Die Abstimmung vom 27. September wird 
nicht allein von Lehr- und Fachlehrpersonen 
gewonnen. Sie braucht die Unterstützung aller 
Menschen, denen eine starke Volksschule am 
Herzen liegt. Auch als Nicht-Lehrperson können 
Sie einen wichtigen Beitrag leisten: Informie-
ren Sie sich über die Vorlage, sprechen Sie mit 
Kollegen, Freundinnen und Familienmitgliedern 
darüber und helfen Sie mit, die Hintergründe 
dieser Reform bekannt zu machen. Wer sich 
aktiv engagieren möchte, kann Kampagnen-

material verteilen, Informationen weitergeben 
oder die Anliegen der Lehr- und Fachpersonen 
im eigenen Umfeld sichtbar machen. Aktuelle 
Informationen, Argumente, Termine und Ma-
terialien finden Sie laufend auf unserer Kam-
pagnenseite sowie auf den Kanälen des VPOD 
Zürich. Bei Fragen oder wenn Sie die Kampagne 
unterstützen möchten, erreichen Sie uns unter: 
lehrberufe@vpod-zh.ch
� VPOD Regionalsekretariat

Die Bildungsdemo findet am 26. September um 
14 Uhr in Zürich statt Ni-una-menos-Platz (Helvetia
platz)

Schweizerischer Gewerkschaftsbund (SGB)

Ständerat stoppt Angriff auf die 
Sonntagsruhe
Der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB) 
begrüsst den Entscheid des Ständerats, die 
Vorlage zur Ausweitung der Ladenöffnungs-
zeiten abzulehnen. Damit ist ein wichtiger ers-
ter Schritt zum Schutz der Arbeitnehmenden 
im Detailhandel und des arbeitsfreien Sonn-
tags erreicht.
Der SGB hat sich von Beginn an gegen längere 
Ladenöffnungszeiten ausgesprochen. Sie er-
höhen den Druck auf die Beschäftigten, ver-
schlechtern die Vereinbarkeit von Beruf, Familie 
und Freizeit und bringen keinen nachweisbaren 
volkswirtschaftlichen Nutzen. Bereits heute ar-
beiten viele Angestellte im Detailhandel unter 
hohem Zeit- und Leistungsdruck. Die Branche 
kämpft seit Jahren mit unregelmässigen Ar-
beitszeiten und einer hohen Belastung der Be-
schäftigten. Statt die Arbeitszeiten weiter aus-
zudehnen, braucht es endlich Verbesserungen 
der Arbeitsbedingungen, mehr Planbarkeit und 
Massnahmen gegen die zunehmende Erschöp-
fung vieler Arbeitnehmender.
Der arbeitsfreie Sonntag ist eine zentrale sozi-
ale Errungenschaft. Er schützt die Gesundheit 
der Arbeitnehmenden und ermöglicht gemein-

same Zeit mit Familie, Freunden und im gesell-
schaftlichen Leben. Weitere Lockerungen der 
Ladenöffnungszeiten würden diesen Schutz 
schrittweise aushöhlen. Der heutige Entscheid 
des Ständerats ist deshalb ein wichtiges Signal 
gegen die fortschreitende Kommerzialisierung 
des Sonntags.
Die Auseinandersetzung ist jedoch noch nicht 
beendet. Der SGB wird sich mit Nachdruck da-
für einsetzen, dass auch der Nationalrat diese 
Vorlage ablehnt und dem Angriff auf die Arbeits-
bedingungen im Detailhandel endgültig eine 
Absage erteilt. Der heutige Entscheid ist auch 
deshalb wichtig, weil die Sonntagsruhe bereits 
an anderer Stelle erneut unter Druck gerät. Mit 
seinem Vorstoss zur Ausweitung der Telearbeit 
am Sonntag will Ständerat Thierry Burkart die 
geltenden Schutzbestimmungen weiter auf-
weichen. Der SGB wird sich auch diesen Be-
strebungen entschieden entgegenstellen. Die 
Arbeitnehmenden brauchen mehr Schutz und 
bessere Arbeitsbedingungen, nicht die schlei-
chende Ausdehnung der Arbeit auf immer mehr 
Zeiten des gesellschaftlichen Lebens.
� Schweizerischer Gewerkschaftsbund (SGB)

Referendum jetzt 
unterzeichnen
Mehrere Kantone und Städte haben Mindest-
löhne beschlossen, damit die Löhne zum Leben 
reichen. Das Bundesparlament will nun, dass 
diese im Gastgewerbe, im Coiffeurgewerbe 
oder in der Reinigung nicht mehr gelten sollen. 
Zigtausende sind betroffen, ein Grossteil von 
ihnen Frauen. Dieses Gesetz ist respektlos 
gegenüber Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern. Es ist aber auch respektlos gegenüber 
der Stimmbevölkerung. Denn meist wurden die 
Mindestlöhne in den Städten und Kantonen in 
Volksabstimmungen beschlossen.
Danke, dass du das wichtige Referendum un-
terstützt. Gemeinsam stoppen wir diesen Lohn-
Angriff. Vielen Dank!
https://lohn-angriff.ch/
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Sie fordern daher mit der Petition: 
n	 Einen nationalen Aktionsplan gegen Altersdiskriminierung 
n	 Gesetzliche Grundlagen und wirksame Massnahmen 
n	 Eine zentrale Fachstelle für eine diskriminierungsfreie Gesellschaft 


